
A n m e r k u n g  :
Der Auffassung des Bezirksgerichts, daß das materielle 
Familienrecht der DDR anzuwenden war, ist zuzu­
stimmen.
Nach Art. 24 Abs. 2 des Rechtshilfevertrags zwischen 
der DDR und der VR Bulgarien sind für die Eheschei­
dung die Gerichte beider Vertragspartner zuständig, 
wenn zur Zeit der Erhebung der Scheidungsklage ein 
Ehegatte dem einen, der andere dem anderen Vertrags­
partner angehört und wenn einer von ihnen auf dem 
Gebiet des einen und der andere auf dem Gebiet des 
anderen Vertragspartners wohnt. Dabei wenden die 
Gerichte bei der Entscheidung das Recht ihres Staates 
an. — Gleichlautende Regelungen wurden in den Rechts­
hilfeverträgen mit der VR Polen vom 1. Februar 1957 
in Art. 23 Abs. 2 (GBl.I S.413), mit der UdSSR vom 
28. November 1957 in Art. 23 Abs. 2 (GBl.I S.241) und 
mit der VR Albanien vom 11. Januar 1959 in Art. 24 
Abs. 2 (GBl. I S. 295) getroffen.
ln keiner dieser Bestimmungen wird ausdrücklich ge­
sagt, welches Gericht zuständig und welches materielle 
Recht anzuwenden ist, wenn b e i d e  Ehegatten mit un­
terschiedlicher Staatsangehörigkeit entweder auf dem 
Gebiet des einen oder auf dem Gebiet des anderen 
Vertragspartners wohnen. Konkrete Bestimmungen 
hierzu sind nur in Art. 28 Abs. 2 des Rechtshilfevertrags 
mit der Ungarischen Volksrepublik vom 30. Oktober 
1957 (GBl. I 1958 S. 277) und in Art. 24 Abs. 2 des Ver­
trags mit der Rumänischen Sozialistischen Republik 
vom 15. Juli 1958 (GBl.I S. 741) enthalten. In beiden 
Abkommen wurde auch für diese Fälle festgelegt, daß 
für die Entscheidung die Gerichte beider Vertragspart­
ner zuständig sind und das Recht ihres Staates anzu- 
wenden haben.
Entsprechend kann aber auch dann verfahren werden, 
wenn ein Ehegatte Bürger der DDR ist und der andere 
die sowjetische, polnische, bulgarische oder albanische 
Staatsbürgerschaft besitzt, beide auf dem gleichen 
Staatsgebiet wohnen und ein Gericht dieses Vertrags­
partners angerufen wird. Ist das Gericht eines Ver­
tragspartners bei verschiedener Staatsbürgerschaft der 
Ehegatten aber schon dann zuständig und kann es sein 
Scheidungsrecht anwenden, wenn der andere Ehegatte 
nicht auf seinem Gebiet wohnt, so muß das erst recht 
gellen, ivenn beide Eheleute auf seinem Territorium 
wohnhaft sind.
Es kann auch nicht zweifelhaft sein, daß nach den 
Rechtshilfeverträgen mit der Sowjetunion und den 
Volksrepubliken Polen, Bulgarien und Albanien bei 
unterschiedlicher Staatsangehörigkeit der Ehegatten 
das Gericht eines Vertragspartners auch dann zustän­
dig sein soll und die Anwendung seines Familienrechts 
vorgesehen ist, wenn beide Eheleute nicht auf seinem 
Territorium wohnen. W i e m a n n weist zutreffend auf 
den in den Rechtshilfeverträgen mit den genannten so­
zialistischen Staaten enthaltenen Grundsatz hin, daß 
die Gerichte des Staates, dessen Staatsbürger beide 
Ehegatten sind oder dem — bei verschiedener Staats­
angehörigkeit — jeweils einer von ihnen angehört, im­
mer für die Ehescheidung, notfalls also nebeneinander, 
zuständig sind. Jeder Ehegatte hat also das Recht, sich 
an das Gericht seines Staates zu wenden. Die konkur­
rierende Zuständigkeit der Gerichte hat zugleich zur 
Folge, daß bei unterschiedlicher Staatsangehörigkeit 
der Ehegatten auf die Festlegung einer einzig und 
allein anwendbaren Rechtsordnung verzichtet wurde 
(vgl. Familiengestze sozialistischer Länder, Berlin 1959, 
S. 24 und 26).
Wenn auch das Scheidungsrecht der einzelnen soziali­
stischen Staaten neben vielen grundsätzlichen Gemein­
samkeiten einige Unterschiede aufweist, so wurde doch, 
um eine zügige Entscheidung zu ermöglichen, eine Re­

gelung getroffen, die zwar gewisse Rechtsfolgen für 
einen Ehegatten herbeiführen kann, die bei Anwen­
dung seines Heimatrechts nicht oder nicht in dieser 
Weise eingetreten wären, die aber kaum eine wesent­
liche Beeinträchtigung seiner Rechte mit sich bringen. 
Auch in Rechtshilfeabkommen zwischen sozialistischen 
Staaten kann für den Fall, daß jeder Ehegatte einem 
der beiden Vertragspartner angehört, nur die Anwen­
dung des materiellen Scheidungsrechts des einen oder 
anderen Staates für b e i d e  Eheleute vereinbart wer­
den. Keineswegs kann für jeden Ehegatten gesondert 
das materielle Recht seines Heimatstaates angewendet 
werden. Eine solche Handhabung ist im internationalen 
Familienrecht nicht üblich und würde für die Gerichte 
mit unübersehbaren Schwierigkeiten verbunden sein.
Unbeschadet der konkreten Formulierungen in den ein­
zelnen Abkommen gelangt auch M e h n e r t („Einige 
Fragen des internationalen Rechtsverkehrs der DDR“, 
NJ 1962 S. 469) zu dem Schluß, daß f ür die Scheidung 
beide Gerichte nebeneinander zuständig sind und ihre 
Rechtsordnung anwenden, wenn die Eheleute zur Zeit 
der Scheidung eine unterschiedliche Staatsangehörig­
keit haben und entweder beide auf dem Territorium 
des einen Vertragspartners wohnen oder keinen ge­
meinsamen Wohnsitz haben und jeweils auf dem Ge­
biet beider Vertragspartner wohnhaft sind.
Nur der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß eine 
Anwendung des Art. 17 EGBGB nicht möglich war, so­
weit Rechtshilfeverträge bestehen. Dieser Grundsatz ist 
jetzt in §25 EGFGB für die Bestimmungen über inter­
nationales Familienrecht in den §§ 15 bis 21 EGFGB 
ausdrücklich formuliert worden. Aber selbst wenn man 
die Anwendung des Art. 17 EGBGB für zulässig ange­
sehen hätte, hätte im vorliegenden Fall das Familien­
recht der DDR angewendet werden müssen, weil unter 
Berücksichtigung des Gleichberechtigungsprinzips unser 
Recht in jedem Fall Anwendung findet, wenn einer der 
Ehegatten Bürger der DDR ist (so auch Mehnerl, 
a.a.O.). Dieser Grundsatz ist nunmehr in §17 Abs. 1 
Satz 2 EGFGB enthalten, wonach die Gesetze der DDR 
anzuwenden sind, wenn die Ehegatten Bürger verschie­
dener Staaten sind.

Helmut La t k a ,
Richter am Obersten Gericht

Zeitschrift „der neuerer“
Sonderheft:
Der internationale Schutz von Erfindungen im Zeitalter der 
technischen Revolution
Vom 11. bis 13. November 1965 fand in Berlin ein internatio­
nales Patentrechts-Symposium statt, dessen Veranstalter das 
Institut für Erfinder- und Urheberrecht der Juristischen Fakul­
tät der Humboldt-Universität war.
Auf diesem Symposium, über das bereits in NJ 1966 S. 84 ff. 
berichtet wurde, referierten u. a. Prof. Dr. Nathan über die 
Nutzung und rechtliche Sicherung von Erfindungen in der 
Epoche der wissenschaftlich-technischen Revolution, Dr. Blum 
über die Entwicklungstendenzen der internationalen Abkom­
men auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes, Prof. 
Dr. Boguslawski über Probleme des Erfindungsschutzes in der 
UdSSR unter Berücksichtigung des Beitritts zur PVU, Dr. 
Kastler über das Patentprüfungsverfahren und die Anforde­
rungen an die schutzfähige Erfindung, Dr. Kunz über inter­
national-patentrechtliche Probleme des Erfinderrechts unter 
Berücksichtigung der Beziehungen zwischen sozialistischen 
und kapitalistischen Staaten, Dr. Winklbauer über die Posi­
tion des geplanten EWG-Patentrechts im Rahmen der PVU. 
Die Materialien dieses Symposiums sind in einem Sonderheft 
der Zeitschrift „der neuerer" (Umfang 72 Seiten, Preis 5 MDN) 
enthalten, das soeben erschienen ist. Bestellungen sind an 
den Verlag Die Wirtschaft, 1055 Berlin, Am Friedrichshain 22, 
zu richten.
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